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Gegen linke Reale onäre der „Studentenzeitung“
z Winfried S ab a i s

Redakteure der „Darm ’Ai 
dentenzeitung“ habe?: die 
Februar-Ausgabe dieses .mit 
licken Mitteln ?nitf inan zierten :J 
der Sozialdemokratie gewidmet.
SPD wird darin als Lakai des 
talismus denunziert. Der Darm­
städter Oberbürgermeister und SPD- 
Unterbezirksvorsitzende Heinz Win­
fried Sabais hat zur Tendenz dieser 
Ausgabe und zum Verhalten der Ver­
antwortlichen Stellung genommen. 
Seine Ausführungen erscheinen uns 
von so grundsätzlicher Bedeutur 
daß wir sie nachstehend veröf/e\ 
liehen:

I KunstHruckpapier.
I die SPD ment leis

und sie jawtTo<
Dem Lgkfcr E.

die in re K/voiu tionspath e t ~  acr~_1 1 X ■ .. “ • . 7. .. • •.. S r ii_

»Die „Darmstädter Studentenzeitung- 
hat ihre Nummer 132 zur Sondernum­
mer gegen die Sozialdemokratie aus­
gekocht. Ihr Titel lautet: „Der moder­
ne Krisenschutz: bewährt in Planung 
und Verhütung: SPDU.
Das Titelbild zeigt Gummi-Präservati­
ve, „brandt-neu und gleitfähig“, wie 
sie professionellen Uralt-Studenten 

(noch bekannt sein dürften. Dieses 
j Bild ist ein passendes Abbild der Gei­
stesverfassung, in der sich die ganze 
Sondernummer darstellt. Verworrene 
und  ̂ dem ok ra{ jefni nrilirh enHTt i -

j onsideologie sich auf reiristem 
as könnte sich 

leisten. Wer bezahlt 
das? Bezahlt da der Staat mit, den 
unsere sich mausernden .S-talinchen als 
„Werkzeug des Monopolkapitalismus“ 
denunzieren, ohne ^ich zu schämen, 
kräf-tig-in seine Kasse zu langen? Als 
„Verleger“ der Zeitung firmiert: „Stu­
dentenschaft der Technischen Hoch­
schule und Studentenschaft der Fach­
hochschule Dannstadt“.

Kollektivhaftung?
Alle Studenten als Kollektiv? Gibt es 
da eine Kollektivhaftung für die Wir­
kungen demokratiefeindlicher Ideolo­
gie? Oder wird mit den „Studenten­
schaften“ nur (nur!) Mißbrauch getrie- 

l beii? Der politische Standpunkt der 
I Artikelschreiber,. die da auf fremde 
| Kosten Ihre Sondernummer aUzicherr, 
I wird mrgenas Icför—ausgesjärdclien. 

Kein Autor zeichnet mit seinem Na­
men. Im Dunkeln ist gut munkeln. 
Das schafft den Schein knisternder Il­
legalität Dabei ist hier bloß ein post- 
mibertüres—Indianersoiel im Gange. 
Alles, was eeiten die SPD,, die narla- 
m ent arische: Dem o k rat: e jju s d iii; wre; \ 
Staat gesag? Wird. ist durvif T3Te Tiei• 
nuhgsfreiSeit unserer Verfassung ge­
deckt. Ja, wenn die Autoren in der 
DDR, in Rußland oder auch in Jugo­
slawien lebten, dann . . .  Oder wenn 
die Autoren die 1 ihrer einer „Erzie­
hungsdiktatur“ in unserem Lande w ä­
ren, dann. „. Aber dagegen sichert uns
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.uch heute ^pawrTTTtw^eine Plan ive a 
eroohrtar m. ueaanEen-

schwäche ( durch *K7dlkälffinus kom- 
pen^iefek \WkL Vor. Revolution ">-:TT 
hält sich jimg^g^Cencht re r-
CÄntirh Anc e>< n»tn .-m-tSrlr»

•tTTTscKefTTheörie TieF^eV^M^gSnz an­
dreres, es heißt ~ nach demZSfd.vz der 
ib ä r ia m e a U a ^ e n  eniokrai.ie
F̂ m m u ru s rn u s ^ T le ^ s c iia h  aer Ge, 
meinschaTE Nichts Neues älierding 
ein durch seine Geschichte korru 
piertes System, das im Stalinismus 
seine äußersten Möglichkeiten /vor­
führte. Ein Sozialist, der unter /filier 
und unter Stalin im Konzentrat/onsla- 
ger saß, wird die feinen ideologischen 
Unterschiede in den tyrannisenen An­
sprüchen der „Volksgemeinschaft“ 
oder des „Kommunismus“ j/aum wür­
digen können. Sozialdemokratische 
Konzentrationslager alle^ings hat es 
noch nirgends gegej^^n.«
Der Voiwurf^aß^3le\SPD keine Re- 
volutionsparcei um iecen^Preis sei, 
IPehrtfn dfer Sondermimmer der ~TH- 
Politdenke^ immer/ wieder. Schon 
1918 hätte^die^Sozialdemokratie -  
meinen sie -  eine sozialistische Dik­
tatur errichten müssen, statt Wahlen 
für eine Nationalversammlung auszu­
schreiben und damit dem Volke 
selbst die Entscheidung über die 
Staatsform zu überlassen. Die rück­
wärts denkenden Theoretiker verges­
sen dabei völlig die historische Tatsa­
che, daß der Kongreß der Arbeiter­
und Soldatenräte -  die Delegierten 
der revolutionären „Basis“ -  am 
16. Dezember 1918 mit großer Mehr- 
K'fTT'eben'"diese Wahlen zur National­
versammlung beschlossen hatten. 
Durften die sozialistischen Volksbe­
auftragten diesen Beschluß der Basis 
mißachten und ihre Diktatur errich­
ten? Nicht a:s Vertreter eines demo­
kratischen Sozialismus. Übrigens agi­
tierten sogar Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht für die Beteiligung 
der Kommunisten an der Nationalver­
sammlung. Der gegen den Rat Rosa 
Luxemburgs versuchte Januar-Putsch 
der Spartakisten -  der mit einer Be­
setzung der Zeitungsgebäude in Ber­
lin und damit mit einer Unterdrük- 
kung der Pressefreiheit begann 
scheiterte an. der Basis. Nur eine Min­
derheit wollte 1919 in Deutschland 
eine kommunistische Diktatur nach 
russischem Muster, nicht einmal Rosa 
Luxemburg. Das ist heute nicht an­
ders als damals.

rasmus qezeicnnen, 
föde fh’/l [ M\v cf Fd?

ruhg Jer LcJüfechaii - aus Y> :ii cur 
kann A ut zu ••neuert VViUkürsys tarnen 
führen. „Die Revolutionen bedürfen 
nän/ich eines passiven Elements, ei­
n e /  materiellen Grundlage. Die Theo- 
r i /  wird in einem Volke immer nur 

weit verwirklicht, als sie die Ver* 
Airklichung seiner Bedürfnisse 
' i s t . . .  Eine radikale Revolution kann 
nur die Revolution radikaler Bedürf­
nisse sein.“ (Karl Marx, Kritik der He- 
gclschen Rechtsphilosophie).

Spiel mit der Revolution
Es läßt sich vermuten, daß jene PötU- 
denker, d:e mit der Revolution spie­
len wie mit Seifenblasen* solche 
Marxsche Erkenntnis gar nicht gewin­
nen wollen, denn dann müßten sie 
Geschichte und Gegenwart der Sozial­
demokratie ohne jede Frischwä ispo- 
lemik betrachten. Was sie hingegen 
gerne wollen, ist im Titel eines Thea­
terstücks von Handke treffend ausge­
drückt: Das Mündel will Vormund 
sein. Mit einer im vergorenen Samnw] 
luna linker 5 pnichrTTtochfcn~1Iir?o- 
htdenker ihren elitären Ideolccie-Ka- \ 
pltalismus barste! ien. der .sie, zn -ferner 

~Fiihreiix>üa— berechtigt und das Volk 
zu MarjSftjgm . macht. Da kein 
glaubwürdiges und funktionierendes 
Sozialismusmodell angeboten werden 
kann -  außer sozialdemokratischer 
Refonnpolitik, die von den Möchte­
gern-Revolutionären verabscheut 
wird—, bleibt nur übrig, mit allen > 
Mitteln Ti- <J-\ r } rziu 
zu kornrieh, m üer'"3T?<r?t?S *  
die herrschende Klasse sein wollen.

Das revolutionäre Ziel, das sie bei 
uns anstreben, hat Milovan Djilas in 
seinem Buch „Die neue Klasse. Eine 
Analyse des kommunistischen Sy­
stems“ (1957) anhand der Sozialismus- 
modelle des Ostens bereits beschrie­
ben. Daraus nur einige Sätze zur pro­
letarischen Besinnlichkeit: „Das Mo­
nopol, das die neue Klasse im Namen 
der Arbeiterschaft über die ganze Ge­
sellschaft errichtet, ist hauptsächlich 
ein Monopol über die Arbeiterklasse 
selbst. Dieses Monopol ist zunächst 
ein geistiges, das sie als sogenannte 
Avantgarde des Proletariats für sich 
beansprucht, schließlich ist es ein all­
umfassendes'... Der Arbeiter ist 
nicht nur vor die Notwendigkeit ge- 
s.iellt, seine einzige Ware, «eine Ar­
beitskraft, za verkaufen, um sich am 
Leben zu erhalten, er muß sie unter 
Bedingungen . verkaufen, auf die er 
keinen Einfluß hat, weil er nicht in
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der Lage ist, sich einen anderen, besse­
ren Arbeitgeber zu suchen. Es gibt 
nur einen Arbeitgeber, den Staat.“

Wahllose Verstaatlichung
Zu diesem Punkt führt die wahllose 
Verstaatlichung sämtlicher Produkti­
onsmittel, die unsere Poiitdertker zu 
ihrem einzigen Programm machen. Er 
bezeichnet die tiefste Selbstemfrem- 
dung des Arbeiters und seine drük- 
kendste Fremdbestimmung. Dies als 
Sozialismus auszugeben, da2 u gehört 
Unverfrorenheit und Heimtücke.
Die Ideologie-Kapitalisten von heute 
wollen die Macht-Monopolisten von 
morgen sein. Sie bereiten sich mit 
Staatsstipendien oder Papas Hilfe an 
der J ochschule auf ihre eingebildete 
R<^wvor. Allein die SPD ist da arg 

foNim^Pege! Also-muß sie zeg etzi und 
MJfgrsffirt werden. yerräteSgffi t.nr .xien 
~ Gigantische^ 'Her
j )  ReVolutions^deologen durchzuflihren 

lipllen sind ihre wütenden Angriffe 
gingen alle Pläne zur Beteiligung der 
Arbeitnehmer am zuwachsenden Pro- 
duktivvermögen.
Die SPD hat ihrem Bundesparteitag in 
Hannover „Leitsätze zur Beteiligung 
der Arbeitnehmer am wachsenden 
Produktivvermögen“ vorgeiegt. Es 
sind Leitsätze zu einem konkreten ge­
sellschaftlichen Fortschritt, Entwick­
lungslinien zu einer gerechteren Ge­
sellschaft. Herbert Wehner schrieb 
dazu: „Ein Ziel sozialdemokratischer 
Vermögenspolitik ist es, die Arbeit­
nehmer am Eigenkapital der Wirt-' 
Schaft mehr und mehr zu beteiligen. 
Sie führt zu einer breiten Bildung von 
Beteiligungen am Produktivvermögen, 
wie zu einer Verstärkung der Eigen­
kapitalversorgung der Unternehmen.“ 
Dieses Ziel soll nach dem Willen der 
RjÄkitionsstrategen nicht erreicht 
w l^ in . Es würde nämlich letzten En­
des die Entfremdung des Kapitals auf- 
heben, es weitgehend zu kollektivem 
Kapital machen. Djf Politrlenker rie­
hen dagegen die ^entumslosi^keit
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(Aus »Darmstädter Studentenzeitung“ Jan.lFebr. 1973)

wird durch Verstaatlichung die 
sanite Gesellschaft enteignet, d. h. Jer 
totaltnTWIIikur ausgeliefert.

Staatsmonopolismus
Was im Osten einmal Sozialismus 
werden sollte, aber das Gegenteil da­
von geworden ist, nämlich Staatsmo- 
nopolismus, das soll uns neu aufge- 
wärmt aufgeschwätzt werden. Die 
TH-Pnlitdpnker haben nufl der Ge­
schichte nichts Gelernt. Sie sind ideo­
logische Wiederkäuer^ Das wäre zum 
(Jahnen monoton, wenn es nicht mit 
so viel Fanatismus und Arroganz vor­
getragen würde.
Wir Sozialdemokraten entwickeln aus 
der kritischen Analyse der Gesell­
schaft Reformen, die den breiten Mas­
sen konkrete Vorteile bringen. Wir 
gehen den Weg der Reform, weil wir 
die Produktivität der Wirtschaft öko­

nomisch, nicht ideologisch verstehen. 
Wir sind für Mitbestimmung und ge­
gen „Herr-im-Hause“-Kapitalismus wie 
gegen Funktionarsdirigismus, weil die 
Arbeitnehmer die Volkswirtschaft mit­
tragen und mitverantworten.

Fremdbestimmung
Wir sind für Privateigentum und all­
mähliche Umwandlung von Produk­
tivvermögen in kollektives Kapital, 
weil Eigentumslosigkeit totale Mani­
pulierbarkeit des Menschen durch die 
Macht bedeutet. Wir sind gegen die 
totale Verstaatlichung von Produktion 
und Verteilungswirtschaft, weil sie so­
wohl Produzenten als auch Konsu­
menten totaler Fremdbestimmung 
ausliefert.
Wir sind gegen den diktatorischen 
Kommunismus, weil er trotz riesiger 
Blutopfer nichts als ein System totaler 
Ausbeutung und Unterdrückung her­
vorgebracht hat. Wir sind für die De­
mokratie mit der Teilung der Gewal­
ten in Parlament, Regierung und 
Rechtsprechung, weil nur dadurch ty­
rannische Herrschaftsfonnen ausge­
schlossen werden können und nur in 
dieser Demokratie der einzelne auch 
sein Recht gegen die Gruppe, den 
Apparat, die Bürokratie, den Staat, 
die Gesellschaft behaupten kann.

Ein antihumanes System
Die Politdenker 
Studentenzeitunc

der „Dannstädter 
denunzieren die

Reformnolitik der SPD als „Reform
der Barbarei“. Statt, cessen b ielp  .sie

üatur der Barlbarei an .J’ür sie

gilt, was Ota Sik. der ehemalige Wirt­
schaftsminister der Tschechoslowakei 
zur Zeit des Prager Frühlings, in sei­
nem Buch „Der dritte Weg“ (1973) 
schreibt: „Der Teil der westlichen Ju­
gend, der in der offenen und scharfen 
Kritik am Kommunismus nur eine 
Unterstützung der konservativen kapi­
talistischen Kräfte und eine Schwä­
chung sozialistischer Ziele sieht und 
deshalb gegen eine solche Kritik auf- 
tritt, hat noch nicht erkannt, daß er 
eben damit einer wirklich sozialisti­
schen Entwicklung am meisten scha­
det. Er sagt mit seiner Meinung impli­
zit, daß der Kommunismus eben doch 
eine Form des Sozialismus sei, daß 
dieser vielleicht nur von seinen Kin­
derkrankheiten befreit werden müsse, 
ln Wahrheit freilich ist der Staatsmo­
nopolismus durch seine eigenen 
Grundprinzipien zu einem antihuma­
nen Unterdrückungssystem geworden, 
das nicht mehr durch kleine Verbes­
serungen ,geheilt* werden kann. Die 
wesentliche Änderung seiner Grund- 
züge w ürde nämlich ein anderes Sy­
stem schaffen, das man nach der gan­
zen bisherigen Entwicklung nicht 
mehr als kommunistisch bezeichnen 
kann.“
ln der „Darmstadter Studentenzei­
tung“ wollen die Blinden den Sehen­
den die Farbenlehre beibringen. Was 
sich dort mit sozialistischen Federn 
schmückt, ist zutiefst reaktionär. Die 
neue Gesellschaft kommt nicht aus 
Stalins Papierkorb, nicht vom Müll­
haufen der Geschichte! Sie entsteht 
durch vernünftige Entwicklung. Durch 
Arbeit.«


